Häufige Einwände gegen Direkte Demokratie

In der politischen Diskussion vor allem bei der Einführung direktdemokratischer Instrumente und Regelungen gibt es einige „Standardeinwände“ gegen Direkte Demokratie:

Direkte Demokratie überfordert die Bürger/innen.

Viele Politiker behaupten, die Politik sei zu schwierig für die Wähler/innen. Dasselbe Argument wurde vor 100 Jahren gegen die Einführung des allgemeinen Wahlrechts und später gegen das Wahlrecht der Frauen angeführt. Dabei muss kein Politiker vor oder nach der Wahl seine Kompetenz in irgendeinem Bereich nachweisen. Bei mehr Direkter Demokratie werden Politiker gezwungen, ihre Politik besser zu erklären und allen verständlich zu machen.

Die Vertretungsorgane werden durch Direkte Demokratie ent​machtet.

Die Direkte Demokratie will und soll die Vertretungsorgane nicht ersetzen, sondern nur ergänzen. Die tägliche Politik in den meisten Bereichen bleibt in den Händen jener, die vom Gemeinwesen dazu auserkoren und bezahlt werden. Mit Initiativen und Referenden greift das Volk nur dort ein, wo die Politik untätig bleibt oder wichtige Entscheidungen den Interessen breiter Bevölkerungsgruppen zuwiderlaufen.

Minderheiten werden durch Volksabstimmungen diskriminiert.

Volksbegehren und Referenden, die gegen die Verfassung, die Grundrechte oder in Südtirol gegen das Autonomiestatut verstoßen, sind von vornherein nicht zulässig. Ein „Ausschlusskatalog“ von Themen verhindert, dass über Fragen abgestimmt wird, die Menschenrechte verletzen oder Grundrechte von Minderheiten berühren. Wenn eine soziale oder ethnische Gruppe von vornherein betreffend einer politischen Frage chancenlos wäre, muss die Zulassung einer Initiative oder eines Referendums um so sorgfältiger abgewogen werden. Andererseits können soziale und politische Minderheiten mit den Instrumenten der Direkten Demokratie bezüglich Sachthemen wirksam ihre Stimme erheben.

Wenn's langwierige Abstimmungen gibt, geht in der Politik nichts weiter

Manche befürchten, dass durch Referenden und Volksabstimmungen die Entscheidungsfreudigkeit der Regierenden gelähmt wird und allgemein die Regierungsfähigkeit abnimmt. Das Gegenteil trifft zu: schlechte, übereilte, nicht konsensfähige Entscheidungen rufen den Widerstand von Bürger/innen hervor, die sich dann mit rechtlichen Mitteln zu wehren versuchen. Fürchten Politiker aber  die Volksentscheidung, bemühen sie sich schon vornherein um breiten Konsens. Die Qualität der Politik nimmt zu.

Die meisten Menschen sind gar nicht interessiert, mitzudenken und mitzuentscheiden.

Erfahrungsgemäß nehmen an Abstimmungen über spezielle Fragen nur jene Bürger/innen teil, die sich für dieses Thema interessieren. Von Wahlen sind wir alle betroffen, weil uns die Gewählten vier oder fünf Jahre lang regieren. In anderen Ländern mit längerer Tradition der Direkten Demokratie beteiligt sich der Großteil der Bevölkerung immer wieder an Volksabstimmungen, und zwar immer dann, wenn sie sich von den jeweiligen Themen besonders betroffen fühlt.

Die Medienkonzentration hindert viele Menschen an einer sachlichen Entscheidung.

Der negative Einfluss übermäßiger Medienmacht auf demokratische Prozesse überhaupt steht klar vor Augen. Doch einseitige Berichterstattung bei Volksinitiativen würde sich für diese Medien kontraproduktiv auswirken. Bei Volksabstimmungen wollen die Medien normalerweise ein Forum öffentlicher Diskussion sein und auch von den Verlierern der Abstimmung noch gelesen werden.

Volksabstimmungen werden von der politischen Opposition missbraucht.

Auch Oppositionsparteien können eine Volksabstimmung anstrengen. Aber wenn sie dieses Instrument ohne Aussicht auf Erfolg nutzen, werden sie selbst Vertrauen in der Bevölkerung verlieren. Andererseits zwingt die Direkte Demokratie die Mehrheit in den politischen Organen, nicht jede Initiative der Opposition niederzustimmen, sondern sich ernsthaft damit auseinanderzusetzen. 

Referenden kosten zu viel

Im Vergleich zu vielen fragwürdigen Großprojekten kosten Referenden nicht viel. Die Möglichkeit, mitreden und mitentscheiden zu können, muss sich eine moderne Demokratie etwas kosten lassen. Außerdem hat sich herausgestellt, dass die Bevölkerung sparsamere Lösungen bevorzugt, wenn sie über Volksabstimmungen mitentscheiden kann. Studien in der Schweiz haben bewiesen, dass so unter dem Strich öffentliche Mittel eingespart werden.
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